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Drucksache VI/ 130 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Beamtenbesoldung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. den Rückstand der Beamtenbesoldung zum 1. Januar 1970 
festzustellen und Vorschläge zu dessen Abbau in den Jah- 
ren 1970 und 1971, insbesondere auch durch Gewährung von 
vermögenswirksamen Leistungen, zu unterbreiten ; 

2. baldmöglichst einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Aus- 
führung der unter 1. genannten Maßnahmen enthält und 
ferner 

a) den Unterschied zwischen den Ortsklassen A und S durch 
Anhebung der Sätze der Ortsklasse A auf das Niveau 
der Ortsklasse S in Wegfall bringt sowie 

b) die Benachteiligung der Versorgungsempfänger wegen 
Nichtteilnahme an durch Stellenplanverbesserung ver- 
mehrten Beförderungsmöglichkeiten ausgleicht. 


Bonn, den 3. Dezember 1969 


Dr. Barzel, Stüdden und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 


Zu 1. 

Der Bund als Dienstherr der Beamtenschaft ist verpflichtet, sie 
durch laufende Besoldungserhöhungen an der allgemeinen Ein- 
kommensentwicklung teilhaben zu lassen. Dies umschließt auch 
die Pflicht zum Abbau eines Rückstandes der Beamtenbesoldung 
hinter der allgemeinen Einkommensentwicklung, über dessen 
Berechnungsmodus und Höhe Klarheit geschaffen werden muß. 
Gleichzeitig sollte dargelegt werden, innerhalb welchen Zeit- 
raums Ausgleichsmaßnahmen getroffen werden, die, falls es 
aus Gründen der Konjunkturpolitik für nötig gehalten wird, 
auch in der Gewährung vermögenswirksamer Leistungen be- 
stehen können. Letzteres würde zugleich einen wichtigen Schritt 
zu der aus gesellschaftspolitischen Gründen gewünschten brei- 
ten Streuung des Eigentums bedeuten. 

Zu 2. 

Damit wird der Vorrang zweier struktureller Maßnahmen unter- 
strichen, die durch das nächste Besoldungsänderungsgesetz ver- 
wirklicht werden sollen: 

Die Einführung verschiedener Ortsklassen diente ursprünglich 
dem Zweck, den unterschiedlichen Lebenshaltungskosten in 
Großstädten einerseits und in kleineren Städten sowie auf dem 
Lande andererseits Rechnung zu tragen. Die wirtschaftliche 
Entwicklung hat diesen Unterschied beseitigt. Unterschiedliche 
Ortsklassen sind daher nicht mehr gerechtfertigt, worüber weit- 
hin Einigkeit besteht. 

Eine große Anzahl der Versorgungsempfänger, die vor Inkraft- 
treten der Stellenplanverbesserungen in den Ruhestand getre- 
ten sind, wäre weiter befördert worden, hätten damals günsti- 
gere Stellenplanverhältnisse bestanden. Die Benachteiligung 
dieser Versorgungsempfänger ist daher auszugleichen, was der 
5. Bundestag bereits bei Verabschiedung des 2. Besoldungs- 
neuregelungsgesetzes gefordert hat. 
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